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Dass sich in Hollywood mit 
Sex viel erreichen lässt, ist ein 
alter Hut. Natürlich sind sexu-
elle Übergriffe und Vergewalti-
gungen kriminelle Handlun-
gen. Alle betroffenen Frauen 

hätten natürlich die Straftaten 
sofort anzeigen können, was 
ihrer Karriere dann vermutlich 
wenig förderlich gewesen wä-
re. Insofern sollten die Damen 
zu ihrem Anteil stehen, dass zu 
viel geduldet, erduldet und zu 
lange geschwiegen wurde. Sie 
wollten berühmt werden, und 
nun wo sie es sind, hängen sie 
sich an eine Frau dran, die mu-
tig genug war, die Gerüchte 
um diese Gepflogenheiten 

endlich aufzudecken. Holly-
wood gibt es in jeder Firma, 
und jede Frau ist gefordert sich 
zu schützen, alles zu melden, 
was übergriffig ist, oder wo ein 
„Nein“ ignoriert wird. Das 
Amt der Frauenbeauftragten 
wurde dafür geschaffen und 
wird hoffentlich bei Bedarf in 
Anspruch genommen.  
 
Silvia Kloss 
Künzell

Zur Berichterstattung über 
sexuellen Missbrauch durch 
Prominente. 

Langes SchweigenDer Mann im Weißen Haus ist 
nicht Auslöser, sondern Symp-
tom der Zerrissenheit der ame-
rikanischen Gesellschaft. Mit 
seinen permanenten Grenz-
überschreitungen zersetzt er 
das liberale Fundament der de-
mokratischen Gesellschaft. 
Sollte Trump bei der Präsident-
schaftswahl in drei Jahren tat-
sächlich aus dem Amt gewählt 
werden, würde er ein Land 
hinterlassen, das seine Werte, 

seinen Stolz und seine Hoff-
nungen verraten hat. Doch 
nicht einmal die Niederlage 
des Republikaners ist sicher: 
Mehr als Dreiviertel der repu-
blikanischen Wähler halten 
trotz allem unbeirrt zu ihm. 
Und auf die kommt es an. Die 
Welt hat zwar das erste Jahr un-
ter US-Präsident Trump über-
standen. Aber möglicherweise 
steht ihr noch Schlimmeres 
bevor. 

Gesellschaft 
ist zerrissen 
Die „Stuttgarter Zeitung“ 
kommentiert die Lage in den 
USA ein Jahr nach dem 
Wahlsieg Trumps über Hilla-
ry Clinton:

Drohen, schmollen, poltern, 
tätscheln, streicheln, liebko-
sen: In den Sondierungsge-

sprächen über eine mögliche 
schwarze Ampel werden alle Tricks 
und Winkelzüge angewandt, die 
der Mensch in sozialen Beziehun-
gen so drauf hat, um an sein Ziel zu 
gelangen. Deshalb darf man sich 
nicht ins Bockshorn jagen lassen, 
wenn FDP-Mann Kubicki mit dem 
Aus und daraus folgend mit Neu-
wahlen droht. Oder wenn ein ande-

rer Liberaler (wer ist eigentlich Albert Duin?) von 
Jamaika als einer Totgeburt spricht. Das sind alles 
Nebelkerzen, Muskelspiele, welche die eigene Posi-
tion stärken und die der anderen schwächen soll. 
Tatsächlich ist es umgekehrt: Die Liberalen haben 
eine Heidenangst davor, dass ihnen Zugeständnisse 
in den Gesprächen als Umfallerei ausgelegt werden. 
Dabei wird die FDP genau dies tun müssen: Positio-
nen opfern oder abschwächen, um andere durchzu-
setzen. So wie es die Grünen jetzt tun, wenn sie auf 
ein (bescheuertes) Enddatum für den Verbren-
nungsmotor verzichten und stattdessen Klimaziele 
formulieren.  
Die Grünen haben aus der hessischen schwarz-grü-
nen Koalition gelernt, die sie vor drei Jahren be-
gründet haben. Eine Liebesheirat sind sie damit 
nicht eingegangen, aber sie haben eine funktionie-
rende Partnerschaft auf die Beine gestellt. Und was 
soll an einem politischen Zweckbündnis eigentlich 
schlecht sein? Die Koalitionäre sollen ja nicht Zärt-
lichkeiten austauschen, sondern Politik machen. 
CDU und Grüne haben in Hessen 2014 erkannt, was 
dem künftigen Partner wichtig ist, und dem anderen 
Teilerfolge gegönnt, sofern es den eigenen Positio-
nen nicht völlig zuwiderlief. Es geht also einerseits 
darum, Prioritäten zu setzen und sich andererseits 
Punkte offenzuhalten, die man zur Not opfert. Dies 
ist auch deshalb wichtig, weil ja bei Themen wie der 
Flüchtlingspolitik, Militärausgaben oder Landwirt-
schaft die Parteien noch ziemlich weit auseinander 
liegen. Da ist es gut, dass die Kanzlerin den 16. No-
vember als Enddatum setzt und so den Druck für ei-
ne Einigung erhöht. 
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Drohen, poltern, tätscheln
SONDIERUNGSGESPRÄCHE

Alexander 
Gies

Mit dem Glück ist das so eine Sache. Glücklich 
zu sein – das hat auch viel mit der Mentalität 
zu tun. Die Deutschen neigen dazu, das Haar 

in der Suppe zu suchen. Des Michels Glas ist eher 
halbleer als halbvoll. Es geht mir gut: Das kommt 
vielen nur schwer über die Lippen. Vor allem, wenn 
sie das Gefühl haben, dass es dem Nachbarn oder 
Kollegen noch besser geht. Doch die Deutschen ar-
beiten an sich. Auf einer Skala von eins bis zehn hat 
sich ihr Glücksgefühl bei einer ordentlichen Sieben 
eingependelt.  
Erfreulich ist, dass sich die Glücksschere zwischen 
Ost und West immer weiter schließt. Das Klischee 
vom Jammer-Ossi ist überholt. Dass es in den neuen 
Ländern dennoch noch mehr Menschen gibt, die an-
geben, sie seien nicht glücklich, hat damit zu tun, 
dass dort die Lebensverhältnisse ganz objektiv we-
niger gut sind. Dass andere Völker zufriedener sind 
als die Deutschen, hat ebenfalls seine Gründe. Die 
Norweger zum Beispiel blicken weniger besorgt in 
die Zukunft, weil das Land reich an Bodenschätzen 
ist und der Staat die üppigen Einnahmen auf die ho-
he Kante gelegt hat. 
Doch auch wenn es zum Beispiel um die Arbeitsbe-
dingungen in den Betrieben geht oder um das Bil-
dungssystem, wird immer wieder auf die Skandina-
vier verwiesen. Für viele von ihnen ist Stress ein 
Fremdwort, während Burnout hierzulande zur 
Volkskrankheit wird. Auch könnten wir uns in Sa-
chen Vereinbarung von Familie und Beruf oder Kin-
derfreundlichkeit einiges bei den Wikingern ab-
schauen. Etwas von ihrer Gelassenheit würde uns 
manchmal guttun.

Von Claus Schöner

GLÜCKSATLAS

Ein bisschen Glück

Ein offenes Wort: Andere hat 
es noch schlimmer erwischt, 
aber auch in der CDU/CSU 
kann niemand mit dem Ergeb-
nis der Bundestagswahl zufrie-
den sein. Binnen weniger Mo-
nate war der deutliche Vor-
sprung geschmolzen. Ein wich-
tiger Grund: Wer auf Führung 
verzichtet, darf sich nicht wun-
dern, wenn diejenigen, die man 
gewinnen will, sich am Ende 
anders orientieren. Ein Wahl-
kampf, der weitgehend darauf 
verzichtet, konkret Stellung zu 
beziehen, reicht nicht aus.  
Es ist wahr: Nie ging es so vie-
len Leuten in Deutschland so 
gut wie heute, nie gab es so 
viel Beschäftigung und wir ha-
ben besser als jedes andere eu-
ropäische Land die Finanzkrise 
von 2008 überstanden. Ande-
rerseits gibt es die nicht siche-
ren europäischen Aussichten, 
Stichworte sind Griechenland, 
Zuwanderung und gefährlicher 
Nationalismus, nicht nur in Frankreich, in Großbritan-
nien, auch bei uns. Dazu kommt, dass trotz aller gestie-
genen Kaufkraft, trotz aller Rekorde selbst bei der 
Prognose zur wirtschaftlichen Entwicklung eben auch 
Menschen im Schatten leben, die von der Entwicklung 
abgekoppelt sind.  
Zu wenig wurde beachtet, dass es auch die gibt, die 
trotz harter Arbeit zu wenig haben, um ohne große 
Probleme über die Runden zu kommen. Das sind Men-
schen, die nicht nur unseren Respekt und unsere Auf-
merksamkeit verdienen. Wir müssen auch hier konkre-
te Lösungen finden, die nicht größere Teile der Bevöl-
kerung außer Acht lässt.  
Die Berliner Sondierungen müssen zwingend darauf 
achten, keine Luftschlösser zu bauen, deren Funda-
mente vor allem aus Ideologie und Ignoranz bestehen. 
Natürlich sind wir alle für den Klimaschutz und wollen 
die Zukunft unseres Planeten nicht riskieren. Aber es 
darf nicht gleich eine ganze Schlüsseltechnologie wie 
der Verbrennungsmotor aus ideologischen Gründen 
verschrottet werden. Es gilt noch immer, die Gesetze 
der Physik sind wichtiger als die Gesetze der Politik.  

Auch beim Thema Schulden und Haftung darf man Irr-
wegen nicht folgen. Zwar greifen die deutschen Steu-

erzahler schon mit Milliarden an Bürgschaften unter 
die Arme – was bei Irland, Portugal und Spanien schon 
funktioniert hat, und was selbst in Griechenland lang-
sam greift. Das ist aber kein Grund, den Bogen zu 
überspannen. Es kommt nach wie vor auf Substanz 
und ernsthafte Reformen an. Verlagerung von Ver-
schuldung und politischer Verantwortung wäre das 
Gegenteil davon. 
Wenn auch das Thema Migration und Flüchtlinge an 
Brisanz abgenommen hat, so ist es natürlich lange 
nicht vorbei. Das EU-Türkei-Abkommen hält zwar, und 
bei der Bekämpfung von Fluchtursachen kommen wir 
Schritt für Schritt voran. Aber es ist nicht einmal Mittel-
strecke, sondern ein Marathon, den wir in Europa vor 
uns haben.  
Bei diesem Thema ist es wie bei den anderen Themen 
in unserer Ära der Globalisierung: Ohne die Bündelung 
europäischer Kräfte sind wir vielen Problemen hilflos 
ausgeliefert. Dabei brauchen wir Kompromisse mit 
Partnern. Die Kurzformel lautet: Wer heute gegen Eu-
ropa ist, der schadet deutschen Interessen. Denn nie-
mand wird glauben, dass wir uns gegen China, Indien 
und andere Länder in Asien oder auch gegen ein im-
mer protektionistischeres Amerika alleine würden be-
haupten könnten. Wer heute behauptet, alleine im Na-
tionalstaat liege das Heil, der hat nichts begriffen vom 
gewaltigen globalen Wandel – oder er belügt mit Ab-
sicht die Bürger.  
Wer allerdings aus ideologischen Gründen die Beden-
ken und Sorgen der Leute einfach beiseite wischt, der 
handelt nicht nur arrogant – er vergeht sich auch an 
demokratischen Grundsätzen. Wer politische Verant-
wortung trägt, der steht in der Pflicht, Dinge ordentlich 
zu erklären.  
Wenn in dieser Woche in Berlin weiter sondiert wird, 
dann geht es genau um das. Es geht um verantwortli-
che Analyse und das ernsthafte Ausloten, ob eine Ko-
alition der drei so unterschiedlichen Partner für unser 
Land mehr Nutzen bringt als Stillstand oder Rück-
schritt. Es geht also nicht um die Koalition um jeden 
Preis, es geht zuerst um die Leute und das Land. Es 
geht, um es klar zu unterscheiden, um Deutschland 
und nicht um „Jamaika“. Das, und nicht Spiel mit Wor-
ten oder Farben, muss Maßstab sein. 
 

Der Beitrag erscheint im Rahmen unserer Abgeordne-
ten-Kolumne, an der sich im Wechsel die heimischen 
Landtags-, Bundestags- und Europaparlamentarier be-
teiligen und zu einem von fünf vorgegebenen Themen 
schreiben. Diese finden Sie online unter: bit.ly/2ybA22l

Es geht um Deutschland, nicht um Jamaika
MICHAEL 
BRAND 
fordert von einer neu-
en Regierung ehrli-
che Lösungen statt 
Ideologie. 
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